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vom 17. Oktober 2018

Sehr geehrter Herr Nationalratsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Zum Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des National-
rates vom 30. August 20181 betreffend die parlamentarische Initiative 18.440 «Be-
fristete Verldngerung der Zulassungsbeschriankung nach Artikel 55¢ KVG» nehmen
wir nach Artikel 112 Absatz 3 des Parlamentsgesetzes nachfolgend Stellung.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratsprisident, sehr geehrte Damen
und Herren, unserer vorziiglichen Hochachtung.

17. Oktober 2018 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprésident: Alain Berset
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Stellungnahme

1 Ausgangslage

Nach Artikel 55a des Bundesgesetzes vom 18. Mérz 19942 iiber die Krankenver-
sicherung (KVG) hat der Bundesrat bis zum 30. Juni 2019 die Moghchkelt die
Zulassung von Arztinnen und Arzten, die in Praxen, Einrichtungen oder im ambu-
lanten Bereich von Spitédlern zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) titig sind, einzuschrinken. In der Verordnung vom 3. Juli 20133 iiber
die Einschrankung der Zulassung von Leistungserbringern zur Tétigkeit zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung hat der Bundesrat den Kantonen grosse
Freiheiten bei der Gestaltung des Zulassungsbeschrankungssystems gelassen. Diese
Regulierung war zwischen dem 1. Januar 2001 und dem 31. Dezember 2011 — in
unterschiedlichen Formen — elf Jahre lang giiltig. Thre Authebung per 1. Januar 2012
fiihrte auf dem Markt zu einer massiven Zunahme der Zahl der frei praktizierenden
Arztinnen und Arzte, weshalb per 1. Juli 20134 Artikel 55¢ KVG in seiner heutigen
Fassung und per 5. Juli 20135 die oben erwdhnte Ausfithrungsverordnung in Kraft
gesetzt wurden. Um den Kantonen eine dauerhafte Losung fiir die Steuerung des
Leistungsangebots im ambulanten Bereich anzubieten, legte der Bundesrat dem
Parlament die Botschaft vom 18. Februar 20156 zur Anderung des Bundesgesetzes
iiber die Krankenversicherung (Steuerung des ambulanten Bereichs) (15.020) vor.
Die Vorlage wurde im Parlament schnell dahingehend abgedndert, dass sie auf die
Verldngerung der bereits geltenden Zulassungsbeschriankung begrenzt wurde, dieses
Mal jedoch ohne Befristung. Am 18. Dezember 2015 wurde die Vorlage vom Natio-
nalrat in der Schlussabstimmung abgelehnt. Infolgedessen beschloss das Parlament
am 17. Juni 2016, die Giiltigkeit von Artikel 55¢ KVG um drei weitere Jahre bis
zum 30. Juni 2019 zu verldngern, indem es der parlamentarischen Initiative 16.401
der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats (SGK-N)
«Verlidngerung der Giiltigkeit von Artikel 55¢ KVG» vom 22. Januar 2016 Folge
gab. Es hat seinen Entscheid mit dem Auftrag an den Bundesrat erginzt, bis zum
30. Juni 2017 einen Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung zu schicken, der auf
dem Postulat 16.3000 der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des
Stinderats (SGK-S) «Alternativen zur heutigen Steuerung der Zulassung von Arz-
tinnen und Arzten» vom 12. Januar 2016 und der Motion der SGK-N 16.3001 «Ge-
sundheitssystem. Ausgewogenes Angebot durch Differenzierung des Taxpunktwer-
tes» vom 22. Januar 2016 beruht.

Der Bericht des Bundesrats vom 3. Mérz 2017 in Erfiillung des Postulats 16.3000
nimmt eine Bestandsaufnahme zur Versorgungsproblematik und -steuerung in der
Schweiz vor. Weiter wird Bilanz {iber die Zulassungsbeschrankung gezogen, und es
werden hierfiir mogliche Alternativen evaluiert. Die Alternativen wurden im Sep-
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tember 2016 von Vertreterinnen und Vertretern der wichtigsten Akteure des ambu-
lanten Bereichs im Rahmen von drei halbtidgigen Workshops, die von Experten des
Gesundheitsbereichs moderiert wurden, ausfiihrlich diskutiert.

Unter Berticksichtigung der Ergebnisse des Berichts vom 3. Méarz 2017 und der vom
5. Juli bis zum 25. Oktober 2017 durchgefiihrten Vernehmlassung hat der Bundesrat
am 9. Mai 20187 die Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes iiber die Kran-
kenversicherung (Zulassung von Leistungserbringern) (18.047) zuhanden des Par-
laments verabschiedet. Die beantragte Neuregelung ermdglicht eine dauerhafte
Losung fiir die Zulassung der Leistungserbringer im ambulanten Bereich.

2 Stellungnahme des Bundesrates

Die Pramien fiir die OKP machen einen immer grosseren Anteil am Haushaltsbudget
aus. Diese Entwicklung hat erhebliche soziale Auswirkungen: Immer mehr Personen
sind nicht mehr in der Lage, ihre Prdmien regelmissig zu bezahlen, dies trotz der
Tatsache, dass immer mehr Versicherte Prdmienverbilligungen erhalten. Da die
ambulanten Leistungen mehr als 70 Prozent der Kosten in der OKP ausmachen, wird
immer klarer, dass eine Losung zur Steuerung dieses Bereichs unvermeidbar ist.
Ende 2016 hat das Eidgendssische Departement des Innern (EDI) eine Gruppe von
14 Expertinnen und Experten aus Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und
der Schweiz mit medizinischem und gesundheitsdkonomischen Hintergrund aus
Forschung und Verwaltung eingesetzt. Ihr Auftrag war es, nationale und internatio-
nale Erfahrungen zur Steuerung des Mengenwachstums auszuwerten und moglichst
rasch umsetzbare kostendimpfende Massnahmen zur Entlastung der OKP vorzu-
schlagen. In ihrem Bericht vom 24. August 20178 empfiehlt die Expertengruppe
unter anderem, die Zulassungssteuerung beizubehalten, um die Arztedichte zu
stabilisieren oder sogar zu reduzieren (Massnahme 20). Dadurch soll die Inan-
spruchnahme von ambulanten Leistungen verringert werden.

Schon in seiner Stellungnahme zur parlamentarischen Initiative 16.401 der SGK-N
vom 6. April 20169 hatte der Bundesrat betont, dass mit der beantragten befristeten
Verldngerung von Artikel 55¢ KVG ein Instrument weitergefiihrt werde, welches
die Kostenentwicklung im ambulanten Bereich zwar einddmmen konne, jedoch
nicht die Qualitdt des Versorgungsangebots in den Vordergrund stelle. Die Erfah-
rungen der Kantone zeigen des Weiteren, dass die aktuelle Zulassungsbeschrinkung
kaum geeignet ist, um das bestehende Angebot zu reduzieren, die Qualitit der Ver-
sorgung zu verbessern oder die Ansiedlung von Leistungserbringern in peripheren
Regionen mit Versorgungsproblemen zu férdern.!0 Die dem Parlament am 9. Mai
2018 tiberwiesene Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes tiber die Kranken-

7 BBI12018 3125

8 Der Bericht der Expertengruppe ist abrufbar unter www.bag.admin.ch > Versicherungen
> Krankenversicherung > Kostendampfung.

9 BBI2016 3525

10 Riiefli, Christian; Huegli, Eveline und Berner, Delia (2016). Umsetzung von Art. 554
KVG durch die Kantone. Bern: Biiro Vatter. Der Bericht ist abrufbar unter
www.bag.admin.ch > Das BAG > Publikationen > Forschungsberichte > Forschungs-
berichte Kranken- und Unfallversicherung.

6743



BB12018

versicherung (Zulassung von Leistungserbringern) (18.047) nimmt diese Punkte auf,
erhoht die Anforderungen an die zulasten der OKP tétigen Leistungserbringer und
will die Qualitdt und die Wirtschaftlichkeit der von ihnen erbrachten Leistungen
steigern. Gleichzeitig wird den Kantonen ein wirksameres Instrument zur Kontrolle
des Leistungsangebots zur Verfiigung gestellt. Der Bundesrat erachtet die neue
Regelung zudem als wichtigen Schritt hin zu einer einheitlichen Finanzierung von
stationdren und ambulanten Leistungen, wie sie derzeit im Parlament diskutiert wird
(pa. Iv. Humbel 09.528 «Finanzierung der Gesundheitsleistungen aus einer Hand.
Einfithrung des Monismus).

Die heute bestehende Regelung in Artikel 554 KVG betreffend die Zulassungsbe-
schrinkung lduft am 30. Juni 2019 aus. Damit ein nahtloser Ubergang von der
bestehenden zur neuen Regelung der Zulassungsbeschrankung moglich ist, muss das
Parlament in der Wintersession 2018 die Vorlage 18.047 beraten und entsprechende
Entscheide treffen. Ziel muss es sein, eine langfristige und dauerhafte Losung fiir
den ambulanten Bereich zu finden, um das mehrmals verldngerte Provisorium end-
lich beenden zu koénnen. Ist die Beratung der Vorlage 18.047 im oben erwdhnten
Zeitraum nicht moglich oder wird eine riickwirkende Inkraftsetzung nicht ins Auge
gefasst, entsteht eine Liicke beziiglich der Zulassungsbeschrankung. Um eine solche
Liicke und das damit verbundene Risiko einer massiven Zunahme von frei praktizie-
renden Arztinnen und Arzte zulasten der OKP im ambulanten Bereich zu vermeiden,
kann einer befristeten Verldngerung von Artikel 55¢ KVG um nochmals zwei Jahre
zugestimmt werden. Das mdgliche Eintreten eines Zeitraumes ohne Zulassungsbe-
schriankungssystem ab dem 1. Juli 2019 ist keine Option. Der Bundesrat betont
jedoch, dass parallel zur erneuten Verldngerung von Artikel 55¢ KVG die Detailbe-
ratung der Vorlage 18.047 umgehend an die Hand genommen werden muss, damit
eine Gesundheitsversorgung von hoher Qualitét erreicht und die Kostenentwicklung
gezielt eingeddmmt werden kann.

Mit der Weiterfithrung von Artikel 55¢ KVG wird die Ausnahmeregelung in Ab-
satz 2 beibehalten, wonach kein Bediirfnisnachweis erforderlich ist fiir Personen, die
mindestens drei Jahre an einer anerkannten schweizerischen Weiterbildungsstitte
gearbeitet haben. Der Bundesrat hat in der parlamentarischen Debatte mehrmals
darauf hingewiesen, dass diese Ausnahmeregelung dem Abkommen vom 21. Juni
199911 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Européi-
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits iiber die Freiziigigkeit
(FZA) und dessen Anhéngen widersprechen kann, namentlich was das allgemeine
Diskriminierungsverbot betrifft.12 Dieselben Bedenken kamen in den Sitzungen des
Gemischten Ausschusses zum FZA zum Ausdruck, in denen die EU die Bestim-
mung als indirekt diskriminierend kritisierte.

Unter diesem Gesichtspunkt ist darauf hinzuweisen, dass gemiss der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europdischen Union (EuGH) eine indirekt diskriminie-
rende innerstaatliche Bestimmung zuldssig ist, wenn sie objektiv gerechtfertigt ist.13
Als zulédssige Rechtfertigungsgriinde sind im EU-Recht die 6ffentliche Ordnung, die

1T SR 0.142.112.681, hier Anhang 111

12 AB 2013 N 963 ff.; AB 2013 S 559 ff.

13 Siehe z. B. EuGH, Urteil Kraus, vom 31.3.1993, Rs. C-19/92, ECLI:EU:C:1993:125,
Urteil Gebhard vom 30.11.1995, Rs. C-55/94, ECLLLEU:C:1995:411.
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offentliche Sicherheit und die offentliche Gesundheit vorgesehen. Zudem hat der
EuGH anerkannt, dass auch zwingende Griinde des Allgemeininteresses (z.B. die
konkrete Gefahr einer schwerwiegenden Beeintrichtigung des finanziellen Gleich-
gewichts eines Systems der sozialen Sicherheit) indirekte Diskriminierungen recht-
fertigen konnen,!4 was die Schweiz unter anderem auch im Gemischten Ausschuss
zum FZA als Rechtfertigung fiir ihr Vorgehen vorbrachte.

In seinem Urteil vom 8. Mérz 2018 hat das Bundesverwaltungsgericht hierzu ent-
schieden, dass Artikel 55a Absatz 2 KVG in der gegenwirtigen Form eine gerecht-
fertigte indirekte Diskriminierung darstellt. Namentlich hélt es fest, dass sich die
Regelung mit der Sicherstellung der 6ffentlichen Gesundheit, wie der Gewéhrleis-
tung einer bezahlbaren Gesundheitsversorgung, der Patientensicherheit und der
Qualitdtssicherung des schweizerischen Gesundheitssystems rechtfertigen lasse und
diesbeziiglich verhiltnisméssig erscheine. Zudem betont das Bundesverwaltungsge-
richt, dass die Ausnahmeregelung lediglich befristet sei und fiir die Kantone bei der
Umsetzung der Zulassungsbeschrinkung ein Spielraum besteht.!5 Es ist trotzdem
darauf hinzuweisen, dass die Verldngerung von Artikel 554 KVG von der EU wohl
erneut beanstandet werden wird.

3 Antrige des Bundesrates

Der Bundesrat beantragt Zustimmung zum Entwurf der SGK-NR.

14 EyGH, Urteil Petersen vom 11.9.2018, Rs. C-228/07, ECLI:EU:C:2008:494; Urteil Kohll
vom 28.4.1998, Rs. C-158/96, ECLI:EU:C:1998:171.
15 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts C-4852/2015 vom 8. Mérz 2018, E. 9.6.

6745



BB12018

6746



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2018-11-05T13:36:57+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




